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Praktika sind sinnvoll und wich-
tig – das wissen wir alle. Bieten
sie doch zum einen die Möglich-
keit, einen Praxisbezug zum
meist doch sehr theoretischen
Studium herzustellen und ande-
rerseits die Chance sich für kur-
ze Zeit in einen Beruf hinein zu
lernen und hinein zu denken
und so Berufsperspektiven zu
entwickeln. Nicht zu vergessen:
zugegebenermaßen wohl auch
um den ein oder anderen nützli-
chen Kontakt zu knüpfen. Also
absolvieren wir alle brav wäh-
rend des Studiums Praktikum
für Praktikum. 

Doch wie sieht es nach dem Stu-
dium aus? Sollten Praktika für
eineN HochschulabsolventIn
nicht eigentlich passé sein? Seit
einiger Zeit mehren sich die
Hinweise der Medien und ein-
zelner Interessengruppen, die
auf die prekäre Situation von
HochschulabsolventInnen auf-
merksam machen. Zudem ist im
Juli eine von über . Perso-
nen unterzeichnete Petition im
Bundestag eingegangen (eine
"Durchschnittspetition" bringt
es meistens nur auf mehrere
1 UnterzeichnerInnen), in der
eine Praktikumsvergütung und

eine Begrenzung von Praktika
auf  Monate gefordert werden.
Die Petentin wird voraussicht-
lich Anfang November im Bun-

destag angehört werden. Sie
alle beklagen, dass AbsolventIn-
nen es trotz guter Leistungen
immer schwieriger haben, eine
Festanstellung zu bekommen
und sich deshalb von Praktikum
zu Praktikum (natürlich meist
unvergütet) hangeln müssen. 

Die Arbeitslosenquote für Aka-
demikerInnen liegt zwar immer
noch vergleichsweise niedrig,
verschiedene Statistiken lassen
aber vermuten, dass es für
AbsolventInnen schwieriger
geworden ist, direkt nach dem
Studium eine feste Vollzeitan-
stellung zu finden. Besonders
AkademikerInnen ohne Berufs-
erfahrung haben es schwer. Bei
,% aller Stellenangebote
wird Berufserfahrung in der
ausgeschriebenen Tätigkeit vor-
ausgesetzt, nur ,% (Tendenz:
abnehmend) der Stellenaus-
schreibungen richten sich aus-
schließlich an Berufsneulinge.
Die Zahl der Praktika, die aus-
schließlich für AbsolventInnen
ausgeschrieben werden steigt
stetig.

n Die Mär vom Lernen
Nahe liegt der Verdacht, Stellen
für Berufsneulinge würden neu-
erdings mit PraktikantInnen
besetzt. Auch diverse Berichte in
den Medien belegen, dass es
Fälle gibt, in denen PraktikantIn-
nen als billige Arbeitskräfte
missbraucht und statt einer
festen Anstellung in unbezahlte
Praktika gedrängt werden.



Belastbare Daten gibt es leider
zu diesem Thema bisher nicht,
für Februar  wird aber eine
Studie des DGB dazu erwartet. 

Fest steht, dass das Gesetz das
Praktikumsverhältnis als "Lern-
verhältnis" definiert und es
nicht rechtmäßig ist, wenn
Unternehmen PraktikantInnen
als billige und anspruchslose
Arbeitskraft einplanen und aus-
nutzen. Schlimm genug, dass
Unternehmen anscheinend gel-
tendes Recht ignorieren. Zudem
scheinen aber leider auch viele
PraktikantInnen ihre Rechte
nicht zu kennen bzw. nicht ein-
zufordern. So kann einE Prakti-
kantIn, wenn sie/er vergleichba-
re Leistungen wie die Angestell-
ten erbringt auch im Nachhin-
ein noch eine angemessene Ver-
gütung einklagen. 

nPrekär?
Auch gibt es feste Regelungen
zu Arbeitszeiten, Pausen und
sogar Anspruch auf mindestens
zwei Tage Urlaub im Monat.
Ebenso hat jedeR PraktikantIn
ein Recht auf ein Praktikums-
zeugnis und wenn dieses unge-
rechtfertigt schlecht ist, kann
sie/er auch gerichtlich dagegen
vorgehen. Natürlich schrecken
Aufwand und Kosten eines
gerichtlichen Verfahrens und
daraus möglicherweise entste-
hende Nachteile von solchen
Schritten ab. 

Bei Fragen zur Antragstellung
berät aber die Rechtsberatung
der Gerichte und wer die nöti-
gen finanziellen Mittel nicht
aufbringen kann, dem/der steht
der Weg zur Prozesskostenhilfe
offen. Alternativ sagt der DGB
angeblich seine Unterstützung
bei Erfolg versprechenden Kla-
gen zu.

Erfreulicherweise gibt es auch
von Staatsseite aus bereits
Bemühungen der prekären
Situation von Hochschulabsol-
ventInnen Abhilfe zu verschaf-
fen. So hat Bundesarbeitsmini-
ster Franz Müntefering ange-
kündigt, sich für die "Generation
Praktikum" zu engagieren und
den rechtlichen Rahmen prüfen
zu lassen. Ab Ende November
wird eine Informationsseite zu
den wichtigsten rechtlichen Fra-
gen zum Thema Praktikum auf
den Seiten des Bundesministeri-
ums für Arbeit
(www.bmas.bund.de) zur Verfü-
gung stehen. Zudem gibt es
eine Initiative (www.karriere.de
/fair-company), die unter
Schirmherrschaft des Bundesar-
beitsministers nach bestimm-
ten Kriterien Unternehmen, die
"Absolventen echte Chancen
bieten - statt sie als Dauerprak-
tikanten zu verheizen" ein Güte-
siegel verleiht. Auf ihrer Web-
Site sind die von ihr ausgezeich-
neten Unternehmen aufgeli-
stet.

nWehrhaft?
Außerdem hat sich mittlerweile
auch eine Interessenvertretung
der HochschulabsolventInnen
gegründet. Der "Fairwork Ver-
ein" (www.fairwork-verein.de)
will auf die Situation der Hoch-
schulabsolventInnen auf dem
Arbeitsmarkt aufmerksam
machen und die ihnen gebote-
nen schlechten Arbeitsbedin-
gungen nicht akzeptieren.

Der Erfolg dieser Initiativen
bleibt abzuwarten, denn es
scheint immer noch zu oft vor
zu kommen, dass PraktikantIn-
nen ihre schlechten Arbeitsbe-
dingungen für ein paar Kontak-
te in die Berufswelt, ein gutes
Praktikumszeugnis und die
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nGöttingen nicht beson-
ders exzellent

Am 1. Oktober wurden die
Ergebnisse der Exzellenzinitia-
tive verkündet. In Göttingen
wird in der Förderlinie zwei für
Exzellenzcluster der Ausbau
des Forschungszentrums Mole-
kularphysiologie des Gehirns
gefördert. Weitere Anträge wie
die Göttinger Graduiertenschu-
le für Geistes- und Kulturwis-
senschaften und die Errichtung
eines Zentrums für funktionale
Biodiversitätsforschung sind
hingegen in der ersten Runde
gescheitert.

Uni-Präsident Kurt von Figura
lobte die Leistungen des ausge-
zeichneten Exzellenzclusters,
bezeichnete das gesamtuniver-
sitäre Abschneiden jedoch als
„in keinster Weise befriedi-
gend“. Nun macht man sich
Hoffnungen für die nächste
Runde, in der Göttingen vier
Antragsskizzen eingereicht hat.
Aus der Politik wurde Kritik am
Ergebnis laut, liegen doch die
meisten erwählten Unis im
Süden, zwei der neuen „Eliteu-
niversitäten“ zudem in Mün-
chen. Gerecht ist das nicht,
doch Elitenförderung – man
mag von ihr halten, was man
will – hat mit Gerechtigkeit
unbestrittener Maßen nichts zu
tun.

Hoffnung auf eine Festanstel-
lung akzeptieren. Seien wir, die
AbsolventInnen von morgen,
von vornherein informiert und
selbstbewusst genug, unsere
Rechte einzufordern und uns
gar nicht erst ausbeuten zu las-
sen.



Alle Studierenden an den nie-
dersächsischen Hochschulen
müssen ab dem Sommerseme-
ster  allgemeine Studien-
gebühren bezahlen. Die heuti-
gen ErstsemesterlerInnen
haben bereits die ,- Euro
aufgebracht – zusätzlich zum
Semesterbeitrag von derzeit
1, Euro. Erschreckenderwei-
se gewinnen die Gebühren
selbst unter den Studierenden
teilweise an Akzeptanz – oder
werden zumindest stillschwei-
gend erduldet.

n Warum jetzt noch auf-
begehren?
Was Demonstrationen, Beset-
zungen, Streiks und politische
Appelle nicht leisten konnten,
soll nun ein Boykott der Studi-
engebühren leisten: So starken
Druck auf den Landesgesetzge-
ber auszuüben, dass die sog.
Studienbeiträge zurückgenom-
men werden. Die Vorbereitun-
gen für den Studiengebühren-
boykott, an denen der AStA und
die hochschulpolitischen Grup-
pen (außer dem RCDS) mitwir-
ken, laufen nicht nur an der Uni-
versität Göttingen,. Auch  die
anderen ASten in Niedersach-
sen wollen einen Boykott orga-
nisieren (u. a. der AStA Hanno-
ver. Infos dazu auf www.studi-
engebührenboykott.de). Ein
erfolgreicher Boykott wird der
Landesregierung zeigen, dass
allgemeine Studiengebühren
politisch nicht durchsetzbar
sind. 

Je mehr Studierende sich
zunächst an den einzelnen

Schritten zum Boykott (s. Grafik)
beteiligen werden, desto größer
ist die Präsenz in den Medien
und im öffentlichen Bewusst-
sein. Solange gegen Studienge-
bühren protestiert wird, bleibt
der Druck auf deren Befürwor-
terInnen im Landtag aufrechter-
halten. Die niedersächsische
SPD hat auf ihrem Parteitag im
November 
beschlossen,
im Falle
eines
Wahl-
siegs bei
den
Land-
tags-
wahlen
 die
Studien-
gebühren
wieder
abzuschaffen.
Damit diese Front nicht zerfällt,
muss der öffentliche Protest
weitergeführt werden. In den
nächsten Wochen und Monaten
gilt es, ZweiflerInnen und Befür-
worterInnen von Studiengebüh-
ren davon zu überzeugen, dass
deren vermeintlichen Vorteile
einer kritischen Betrachtung
nicht standhalten. 

nSo funktioniert der 
Boykott
Vom . bis . November sind
alle Studierenden aufgerufen,
an der Urabstimmung für den
Studiengebührenboykott teilzu-
nehmen.  Sprechen sich minde-
stens 1 % der Studierenden (das
sind rund . Ja-Stimmen)
dafür aus, wird der AStA einen

Anwalt mit der Eröffnung eines
Treuhandkontos beauftragen.
Anstelle für die Rückmeldung
im Februar  den vollständi-
gen Gebührenmix an die Uni-
versität zu überweisen, sollen
die Studierenden nur den Seme-
sterbeitrag bezahlen (Verwal-
tung, Studentenwerk, Seme-
sterticket). Die ,- Euro Studi-
engebühren fließen hingegen
auf das Treuhandkonto. Laut
Niedersächsischem Hochschul-
gesetz (§ 1 Abs.  Nr.  NHG)
muss die Uni Studierende

exmatrikulieren, die ihre Bei-
träge nicht vollständig
bezahlt haben. Allerdings

geht das nicht ohne vorherige
Mahnung und Androhung des
Rauswurfs. Diese wird also
abgewartet. Sollten sich bis zu
diesem Zeitpunkt nicht genü-
gend Studierende an dem Boy-
kott beteiligt haben, dann über-
weist der Anwalt die Studien-
beiträge fristgerecht an die Uni-
versität. Somit sind alle ord-
nungsgemäß rückgemeldet –
der Boykott allerdings geplatzt.

Spannend wird es, wenn ein
großer Teil der Studierenden die
,- auf das Treuhandkonto
überweist und somit nicht rück-
gemeldet ist. Wird die Universi-
tät dann wirklich alle Boykottie-
rerInnen exmatrikulieren?  Kann
die Landesregierung tatenlos
zusehen, wenn mehrere Tau-
send Studierende von der Uni-
versität geworfen werden, ohne
sich ins völlige politische
Abseits zu stellen? Es muss
allerdings erwähnt werden,
dass jede/r Studierende das
Recht hat, seine/ihre ,- Euro
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Auf zum letzten Gefecht! 
Studiengebühren boykottieren



jederzeit vom Treuhandkonto
zurückzufordern, an die Uni zu
überweisen und so der Gefahr
einer Exmatrikulation  zu entge-
hen. Das wäre zwar höchst
unsolidarisch – könnte aber
passieren.

Aufgrund dieser Unsicherheiten
stellt sich die Frage nach Sinn
und Erfolgsaussichten eines sol-
chen Boykotts.  Jede/r muss sich
selbst fragen, ob er/sie bereit
ist, dieses Risiko einzugehen,
damit das Hochschulstudium
auch in Zukunft gebührenfrei
bleibt. 

Dabei sollte ebenfalls eine Rolle
spielen, ob mangelnder Protest-
wille im Rahmen der Einführung
von Studiengebühren dazu bei-
getragen hat, dass es überhaupt
soweit gekommen ist.

Egal, wie die persönliche Analy-
se ausfällt: Fakt ist, dass der
AStA mit Zustimmung des Stu-
Pa Ende November eine Urab-
stimmung durchführen wird.
Nutzen wir also die Chance, mit
einer hohen Wahlbeteiligung
und einem Ja für den Boykott zu
zeigen, dass wir keine Studien-
gebühren wollen!
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Ausgezeichnet!
Termine
*. Oktober , 1:1 -
: Uhr,
GZMB Neubau: Großer Semi-
narraum*
Antragsskizze für eine Graduier-
tenschule der Universität Göt-
tingen in der Förderlinie 1, zwei-
te Runde der Exzellenzinitiative
"Göttingen Graduate School for
Neuro- and Molecular Biosci-
ences (GGNB)"

*. Oktober , 1:1 -
: Uhr,
Zentrales Hörsaalgebäude, Hör-
saal 11*
Antragsskizze für ein Exzellenz-
cluster der Universität Göttin-
gen in der Förderlinie , zweite
Runde der Exzellenzinitiative
"Kulturelles Erbe. Kanonisierung
und Kritik"

*1. November , : -
: Uhr,
Zentrales Hörsaalgebäude, Hör-
saal 11*
Vorstellung der Antragsskizze
für Zukunftskonzept der Univer-
sität Göttingen Förderlinie ,
zweite Runde der Exzellenzin-
itiative
"Göttingen Tradition - Innovati-
on - Autonomy Institutional
Strategy to Promote Top-Level
Research"

*. November , 1:1 -
: Uhr,
Zentrales Hörsaalgebäude, Hör-
saal 11*
Antragsskizze für eine Graduier-
tenschule der Universität Göt-
tingen in der Förderlinie 1, zwei-
te Runde der Exzellenzinitiative
"Göttingen Graduate School of
Terrestrial Ecosystems (GGTE)" 

Die Ankündigungen der Mini-
sterinnen und Minister sind von
Mutlosigkeit geprägt und zei-
gen, dass die Dramatik der
Situation noch nicht erkannt
wurde. Bundesweit gerade ein-
mal . neue Studienplätze
schaffen zu wollen, obwohl bis
zu . junge Menschen
zusätzlich an die Hochschulen
wollen, ist nicht mehr als ein
Tropfen auf den heißen Stein.
Wir benötigen stattdessen wirk-
same Maßnahmen zur Stärkung
der Lehre - und zwar qualitativ
wie quantitativ. Nicht nur mehr
Studienplätze sind dringend
notwendig, sondern eine Quali-
tätsoffensive in der Lehre ist
mehr als überfällig.

Vor allem die Länder stehen in
der Verantwortung, ihrer
gestärkten Kompetenz im
Hochschulbereich nun gerecht
zu werden. Dazu müssen sie
Geld in die Hand nehmen und
umgehend mit dem Ausbau der
Lehrkapazitäten und der Verbes-
serung der Betreuungsverhält-

nisse an den Hochschulen
beginnen. Sinnvolle Vorschläge -
wie die Doppelbesetzung von
ProfessorInnenstellen - liegen
auf dem Tisch. Einen Beitrag von
mindestens 1 Mrd. Euro pro Jahr
werden die Länder gemeinsam
aufbringen müssen. Alles ande-
re ist zu wenig!

Wenn Bundesbildungsministe-
rin Schavan nun endlich ein-
sieht, dass eine stetige, einseiti-
ge Stärkung der Forschung kei-
nen Sinn macht, so kommt die-
se Einsicht spät - aber besser
spät als nie. Das erfolgreiche
Ganztagsschulprogramm des
Bundes hat gezeigt, dass die
Bundesregierung durchaus
wirksame Anstöße geben kann,
die in den Ländern Lernprozesse
in Gang setzen und zu eigenen
bildungspolitischen Anstren-
gungen führen. In diesem Sinne
muss der Bund neuen Schwung
in die Verhandlungen bringen
und eine Art Starthilfe für den
Hochschulpakt geben.

Hochschulpakt für Qualitätsoffensive in
der Lehre nutzen



Ja endlich! -
n Helmut Schmidt und
die Gesundheitsmafia
Helmut Schmidt dürfte wohl als
Einziger noch ungestraft in den
Räumlichkeiten des Studenten-
werks seiner Nikotinsucht frö-
nen dürfen. Allen anderen ist es
ab sofort verboten. Tatsächlich
sprechen viele Argumente für
ein striktes Rauchverbot.

Wenn die Kleidung
nach dem Auf-
enthalt in einer
Caféteria nach
Rauch stinkt,
ist das wohl
noch das
geringste
Übel. Denn der
blaue Dunst
überdeckt weit-
aus unangeneh-
mere Gerüche wie
Friteusenfett, Schweiß
oder den Duft von Wachsjacken.
Schwerwiegender ist die Tatsa-
che, dass Räume, in denen
geraucht wird, weitaus häufiger
renoviert werden müssen.
Das schärfste Argument stellt
schließlich die Gesundheitsge-
fährdung durch Zigaretten-
qualm dar. Der Gesundheitsaus-
schuss im Europäischen Parla-
ment stellte jüngst fest, dass in
Deutschland  Menschen
durch die Folgen des Rauchens
ihr Leben verlieren – jeden Tag.
Diese Zahl ist erschreckend.
Dennoch sterben vergleichbar
viele Deutsche jährlich auf-
grund falscher Ernährung. Es
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Rauchverbot!
Versuch einer Meinungsbildung

Weg
damit! -

n Stellt euch nicht so an!
Seit Semesterbeginn hat das
Göttinger Studentenwerk also
ein Rauchverbot in allen Men-
sen und Cafeterien sowie in den
Foyers und allen Verkehrswegen
verhängt. Diesern Schritt wird
mit Hinweis auf gesundheitli-
chen Schäden legitimiert. Das
Göttinger Studentenwerk reiht
sich somit in das Rauchverbot
ein, das seit letztenm Sommer-
semester bereits von der Uni-
versitätsverwaltung in anderen
Bereichen der Hochschule aus-
gesprochen wurde und welches

auch ganz hervorragend in die
aktuelle öffentliche Diskussion
passt.

Soviel vorweg: In einem gewis-
sen Rahmen ist ein Rauchverbot
in öffentlichen Räumen sicher-
lich sinnvoll, zumal gerade in
letzter Zeit verschiedene wis-
senschaftliche Studien ver-
schärft auf die Gefahren des
Passivrauchens hingewiesen
haben. NichtraucherInnen-
schutz ist wichtig. 

Ein totales Verbot aber, das Rau-
cherInnen, die immerhin einen
Anteil von über % an der
Gesamtbevölkerung stellen –
unter der Studierendenschaft
wahrscheinlich sogar wesent-
lich mehr – aus allen Räumen
der Universität verbannt,
scheint übertrieben, zumal kei-
ne Ausweichmöglichkeiten

gilt also: Wer seine Gesundheit
ruinieren möchte, kann dies
(noch) ungestraft tun. Aber die
Freiheit der RaucherInnen hört
dort auf, wo sie die Gesundheit
der NichtraucherInnen gefähr-
det. Rund . Menschen ster-
ben jährlich in Deutschland,
weil sie passiv rauchen (müs-
sen). Während der EU-Fein-
staubgrenzwert in Städten bei
 Mikrogramm pro Kubikmeter

liegt, wird in einigen
Kneipen ein Wert

von 1.
Mikro-

gramm
erreicht.
Das völ-

lige Rauchverbot des Studen-
tenwerks ist aus Gründen des
NichtraucherInnenschutzes
somit gerechtfertigt. Eine mil-
dere Form, beispielsweise durch
Ausweisung separater Rauche-
rInnenbereiche, würde das Pro-
blem nicht lösen. Wer in Physik
aufgepasst hat, weiß, dass sich
der Rauch nicht an Hinweis-
schilder hält und sich im gesam-
ten Raum verteilt. Überdachte
RaucherInnenbereiche im Freien
sollen die Nikotinsüchtigen ger-
ne bekommen, aber nicht auf
Kosten der NichtraucherInnen
überdachen lassen. Wozu gibt
es schließlich Regenschirme?

Fortsetzung auf Seite 



angeboten werden. Denkbar
wäre eine klare räumliche Tren-
nung zwischen RaucherInnen-
und NichtraucherInnenbereich
in den Cafeterien - vorausge-
setzt dies ist baulich möglich,
oder der Schaffung von – in
Gedenken an die Göttinger Wet-
terlage - , im besten Fall über-
dachten RaucherInnenecken im

Freien. Auch eine Orientierung
an der freiwilligen Vereinbarung
zwischen dem Bundesministeri-
um für Gesundheit und der
Dachorganisation der Deut-
schen Hotels und Gaststätten,
in dem diese sich dazu verpflich-
ten einen bestimmten Platzan-
teil vollkommen rauchfrei zu
halten und dieses Angebot kon-

tinuierlich auszubauen, wäre
denkbar gewesen.
Ein totales Verbot, das die Rau-
cherInnen aus den Cafeterien,
mit ihrenr – gemessen an der
tagtäglichen Frequentierung
durch rauchende Individuuen -
angemessenen großen Rauche-
rInnenbereichen, inklusive
sämtlicher Außenbereiche, ver-
treibt, ist schikanös.
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Die Juso-Hochschulgruppen
sind der Studierendenverband
der Jusos und der SPD. Bundes-
weit gibt es mehr als  aktive
Gruppen, die in den örtlichen
Studierendenvertretungen mit-
arbeiten, in der Sozialberatung
aktiv sind oder die Studierenden
in den Gremien der akademi-
schen Selbstverwaltung vertre-
ten. Mit dem Anspruch, die SPD
zu bewegen, machen wir uns
nicht nur für bildungs-, sozial-
und wissenschaftspolitische
Verbesserungen stark, sondern
wir entwickeln in vielen brisan-
ten politischen Fragen eigene
Positionen. Bei bildungspoliti-
schen Organisationen sind die
Juso-Hochschulgruppen als
Gesprächspartner und Sachver-
ständige geschätzt. Nicht
zuletzt verschaffen wir den Stu-
dierenden mit Aktionen und
Veranstaltungen in der Öffent-
lichkeit Gehör und tragen unse-
re Positionen in die politische
Debatte.
ORGA

Wir, die Juso-Hochschulgrup-
pen, sind für alle offen, die an
einer emanzipatorischen und
zukunftsgewandten Politik an
den Hochschulen interessiert
sind. Egal ob mit oder ohne SPD-
Parteibuch.

Basis und Schwerpunkt der
Juso-Hochschulgruppen ist die
örtliche Hochschulgruppe und
die Arbeit in den Gremien der
akademischen und studenti-
schen Selbstverwaltung. Da die
Entscheidungshoheit über Bil-
dung in weiten Teilen bei den
Ländern liegt, treffen sich die
Juso-Hochschulgruppen mehr-
fach im Semester auf Landes-
ebene zu Landeskoordinie-
rungstreffen (LKT), um Erfah-
rungen auszutauschen und
gemeinsame Projekte abzuspre-
chen. Auf Bundesebene findet
einmal pro Semester ein Bun-
deskoordinierungstreffen (BKT)
statt, die Bundesversammlung
der Juso-Hochschulgruppen, um
den Rahmen für die politischen
Zielsetzungen und Aktivitäten
abzustecken. Auf diesen Treffen
werden im Jahresrhythmus
der/die Bundesgeschäftsfüh-
rer/-in sowie die Mitglieder des
Bundesvorstandes (BuVo)
gewählt.

Der/die Bundesgeschäftsführe-
rIn sowie der BuVo (- Perso-
nen) koordinieren die Arbeit der
Juso-Hochschulgruppen. Zu
ihrer Arbeit gehört die Vertre-
tung der Juso-Hochschulgrup-
pen in den Gremien der SPD und
der Jusos, sowie gegenüber den

BündnispartnerInnen in Hoch-
schulen und Gesellschaft.
Außerdem trägt der Vorstand
für Bildungs- und Öffentlich-
keitsarbeit auf Bundesebene
Verantwortung. Regelmäßig
werden thematische Arbeits-
kreise und Seminare (Hoch-
schulpolitik, Rechtsextremis-
mus, Rhetorik, Verbandsar-
beit…) organisiert, die allen
Juso-HochschulgrüpplerInnen
offen stehen. Zur Institution
geworden sind die im Sommer-
semester stattfindenden Kon-
gresse der Juso-Hochschulgrup-
pen in Berlin. Zu dem gemein-
sam mit der SPD-Bundestags-
fraktion veranstalteten Kon-
gress letztes Jahr im Mai kamen
über  Teilnehmer.

n Geschichte
Als Studierendenorganisation
der Jusos und der SPD folgten
die Juso-Hochschulgruppen auf
SDS und SHB, die sich aus der
Sozialdemokratie politisch ver-
abschiedet hatten. Die Hoch-
schulgruppen entstanden ab
1 als Selbstorganisation
undogmatisch und reformerisch
orientierter Jusos und linker
Unorganisierter. Ihre organisa-
torische Basis erweiterte sich
rasch, 1 wurden sie offiziell

Wer wir sind und was wir wollen!
Eine Selbstdarstellung für alle, die uns noch nicht kennen.
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und bundesweit als Projekt-
gruppen der Jusos anerkannt. In
den folgenden Jahren wurden
die Juso-Hochschulgruppen zu
einem der größten Studieren-
denverbände der Bundesrepu-
blik. Bis heute sind sie eine kon-
stante Größe.

Im Zuge der friedlichen Revolu-
tion in der DDR entstand im
Dezember 1 dort der Bund
Sozialdemokratischer Studie-
render (BSDS). Für ihn war es
wichtig, dazu beizutragen, die
Studierenden aus der staatlich
verordneten Unmündig-
keit herauszufüh-
ren und bei der
Demokratisie-
rung von
Hochschule
und Gesell-
schaft mit-
zuwirken.

Für den BSDS war eine Vereini-
gung mit den Juso-Hochschul-
gruppen 11 vor allem deshalb
möglich, weil die Juso-Hoch-
schulgruppen frühzeitig an der
Seite der demokratischen Oppo-
sition gestanden hatten und
weil deutlich wurde, dass auch
bei einem engen Bezug zur SPD
eine eigenständige Politik mög-
lich ist.

n Inhaltliche Schwer-
punkte

Wir treten ein für eine Neufas-
sung der Ausbildungsförde-
rung: Die Bafög-Reform der rot-
grünen Bundesregierung war
ein Schritt hin zu mehr Chan-
cengleichheit im Bildungssy-
stem. Diesem Schritt müssen
aber weitere folgen! Nun müs-
sen strukturelle Änderungen im
Bereich der Ausbildungsförde-
rung folgen, um das BAföG
durch Elternunabhängigkeit,
mehr Flexibilität und Vertei-

lungsgerechtigkeit den ver-
änderten Lebens- und

Studienbedingungen
anzupassen. So sollten
Kindergeld, Elternfrei-

beträge und andere
Leistungen zusam-
mengelegt und den

Studierenden
direkt ausge-

zahlt wer-
den. Denn

der Zugang zu
Bildung darf nicht
vom Geldbeutel der

Eltern abhän-
gig sein.

n für ein
gebührenfrei-
es Studium:
Wir lehnen
Studienge-

bühren in jeglicher Form –
also auch Studienkonten, Bil-
dungsgutscheine und all die
anderen Spielformen – ab. Wir
kämpfen weiterhin für ein gene-
relles Verbot von Studiengebüh-
ren.

n für die Gleichberechtigung
von Frau und Mann: Auch an
den Hochschulen wird es deut-
lich: Frauen und Männer sind in

unserer Gesellschaft noch lange
nicht gleichberechtigt. Das
muss sich ändern!

n für eine Demokratisierung
der Hochschulen: Mehr Demo-
kratie wagen! Diese Forderung
muss auch an den Hochschulen
gelten. Daher unterstützen wir
die bereits beschlossene bun-
desweite verpflichtende Einfüh-
rung der Verfassten Studieren-
denschaft, die Studierenden
mehr Einfluss an den Hochschu-
len gewährleistet. Auf dieses
Ziel haben wir gemeinsam mit
BündnispartnerInnen lange hin-
gearbeitet. Zudem sind Studie-
rende als größte Gruppe an den
Hochschulen in den Gremien
der Unis stark unterrepräsen-
tiert. Wir fordern eine paritäti-
sche Besetzung der Gremien –
soweit das Verfassungsgerichts-
urteil von 1 das zuläßt.

n für eine qualitative Studi-
enreform: Die momentanen
Studienreformbewegungen, die
sich an den Bedürfnissen des
Marktes orientieren halten wir
für problematisch. Dennoch
muss sich das Studium verän-
dern: Eine Öffnung der Hoch-
schulen, die Integration von
Weiterbildung, eine internatio-
nale Zusammenarbeit etc. sind
gut und richtig. Die Frage ist
also nicht Studienreform: ja
oder nein, sondern wie. Eine
qualitative Studienreform wol-
len wir mit unseren Bündnis-
partnerInnen mitgestalten.

Komm vorbei! Denn die Juso-
Hochschulgruppen sind ein
offener Treffpunkt für interes-
sierte Studentinnen und Stu-
denten, die Hochschulpolitik vor
Ort mitgestalten möchten.



Smokers Paradies
In Zeiten in denen Genussrau-
cher, jene entspannten, freund-
lichen Menschen also, aus allen
Ecken des öffentlichen Lebens
verbannt werden, scheint diese
Meldung schon beinahe wie
eine religiöse Erscheinung.

SMINT heißt sie und steht für
Smokers International Airways -
einer Fluglinie nur für Raucher.
Und das Geschäftskonzept läuft
scheinbar so gut, dass jetzt noch
Raucherferienparks folgen sol-
len. Vielleicht auch eine Idee für
die Georgia-Augusta? Vorstell-
bar wäre es.

Eine reine Rauchermensa? Stati-
stik II für Raucher? Zumindest
im ZHG müsste man nur die
Schilder in den Hörsäälen ent-
fernen, die einen noch freund-
lich bitten nicht zu rauchen - ja
in der Tat der Ton hat sich verän-
dert.

Die Universität könnte sich so
gegen den Mainstream stellen,
würde auffallen und dadurch
vielleicht auch wettbewerbsfä-
higer werden? Mehr rauchende-
Studienanfänger würden nach
Göttingen kommen. Wer redet
da noch von München? Hier bin
ich Mensch - Hier darf ich rau-
chen.

Da Raucher bekanntlich nicht so
viel schmecken, weil ihnen das
erfrischend süchtig machende
Nikotion den Hals verklebt gibt
es heute mal was Scharfes aus
Indien. Daher wo man über
unsere Probleme lachen würde.

Hähnchenfilets in kleine Strei-
fen schneiden und leicht von
beiden Seiten anbraten.
Danach ein kleines Ingwerwur-
zelstück klein hacken und durch
die Knoblauchpresse pressen.
Zwiebel klein schneiden und zu
dem Fleisch geben. Ebenso den

Knoblauch pressen und dazuge-
ben. Kurz mitdünsten. Dann
Apfelkompott und Creme frai-
che unterrühren. Gewürze ein-
streuen. Zum Schluss  tropi-
schen Fruchtcocktai aus der
Dosel bzw. frische tropische
Früchte, dazugeben.

Eine Orange schälen und die
Orangenstücke mundgerecht
schneiden und darunter heben.
Um ein harmonisches Aroma zu
erzielen etwas von der Orangen-
schale abreiben und dazugeben.

Etwas Orangenschale und
Safranfäden zum Garnieren
zurückbehalten und kurz vor
dem Servieren frisch drüberras-
peln. Anschließend mit einigen
tropischen Fruchtstückchen
anrichten und mit Mandelblätt-
chen bestreuen. Zum Glüch regt
Rauchen die Verdauung an.

Euer proletarischer Siebeck

e-mail: kontakt@juso-hsg-goettingen.de
V.i.S.d.P: Benjamin Seifert

.
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EinsteigerInnen-Abend der
Juso-Hochschulgruppe

Göttingen
am Donnerstag, den .11. 

um  Uhr c.t. im Seminarraum des AStA 
Goßlerstr. 1a

Alle Interessierten sind herzlich eingeladen.


